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A b st r a c t . The following essay discusses the context o f cultural problems and language problems 
between neighboring countries and régions in Europe. About two thousand years ago Greek and 
Latin had a lasting influence especially on Western European languages, whereas in the beginning 
modem era French became the prevailing idiom, which is nowadays removed from English as the 
language o f  technology and culture. In addition peoples migrations because o f  wars and poverty 
as well as increasing tendencies o f globalisation raise the clashes o f différent languages and cul­
tures ail over Europe. Moreover, several European countries, e.g. Belgium, Switzerland or Italy, 
have to deal with multilingual inhabitants and a lot o f cultural and social problems resulting from 
this situation.
The second part o f the essay concentrâtes on the historical and cultural development along the 
German-Polish borderline during the last 50 years. Spécial interest lies on the contemporary 
situation that is marked by increasing coopération between the two countries. The improvement 
of coopération concems economy as well as culture and science including the promotion o f learn- 
ing the neighboring language on both sides o f the frontier and thus building a new région o f mu- 
tual understanding.
Der Begriff
Der Begriff Nachbarsprache hat einen historischen ebenso wie einen râumlichen 
Bezugsrahmen. Beide sollen hier kurz angesprochen werden.
Historischer Kontext: Im Zuge der Ausbreitung des Rômischen Reiches 
nach Norden fand auch eine sprachliche Annaherung des germanischen und 
romanischen Raumes statt. So gelangten zahlreiche griechisch-rômische 
Sprachpartikel in das Germanische hinein (fenestra -  das Fenster, caméra -  die 
Kammer u.v.a.). Umgekehrt nahm mit der Vôlkerwanderung auch das Germani­
sche EinfluB auf die romanischen Sprachen. So geht zum Beispiel das franzôsi- 
sche h aspiré auf germanischen EinfluB zurück (Wandruszka 1994:14f.).
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Im Mittelalter setzte sich der griechisch-lateinische Wortschatz des Chris- 
tentums und der Klosterschulen in zahlreichen europàischen Alltagssprachen 
fest (Beispiel fïir das Deutsche: angélus -  Engel; cria -  Kreuz etc.). In ihrer 
neuen Umgebung haben sich diese Lehenswôrter der Landessprache angepalit. 
Doch weisen sie vielfach bis heute auf ihren lateinischen Ursprung zurück.
Am Englischen làBt sich die historische Durchdringung der unterschiedli­
chen Spracheinflüsse besonders gut nachvollziehen. Nach der normannischen 
Eroberung der Insel (Hastings 1066) vermischte sich das Normannenfranzôsisch 
mit dem Angelsâchsischen zu einer neuen gemeinsamen Sprache, die im Hu- 
manismus und in der Renaissance um zahlreiche griechisch-rômische Einflüsse 
erweitert wurde (Wandruszka 1994:17). Und nicht erst heute bereichert das 
Englische selbst die europàischen Sprachen. Diese Entwicklung setzte bereits 
im 18. Jahrhundert ein, als englische Geselligkeit und Lebensart Eingang in die 
festlândische Kultur fanden.
Insgesamt ist festzustellen, daB viele sprachliche Durchdringungen von 
einst im Laufe der Zeit fester Bestandteil der jeweiligen Landessprache gewor- 
den sind. Diese Entwicklung gegenseitiger EinfluBnahme besteht bis heute fort. 
Als Beispiel dafür mag der inzwischen universal verwandte Ausdruck „Wald- 
sterben“ gelten (im Franzôsischen: le Waldsterben). Dieser Begriff lalit übrigens 
erkennen, daB Nachbarsprachen keinesfalls an lokale Grenzen gebunden sind, 
sondem über die Medien rasche Verbreitung selbst über Kontinente hinweg 
finden kônnen. Die globale Vemetzung hat sicherlich die Tendenz zu einer stâr- 
keren Angleichung der Sprachen untereinander verstàrkt, und zwar vor allem 
zugunsten des Englischen. Das lâBt sich vor allem in bestimmten Bereichen wie 
der Kunst und Musik, der Technologie und der Wissenschaft beobachten. Auf 
diese Weisé hat sich eine groBe Sprachenverwandtschaft in Europa gebildet, so 
daB Sprachwissenschaftler heute dafur plâdieren, den gemeinsamen europài­
schen Wortschatz für den Fremdsprachenunterricht produktiver zu nutzen und 
durch die Veranschaulichung der Bezüge das Lemen zu erleichtem (Wandrusz­
ka 1994:16).
Râumlicher Kontext: Dem strengen Wortsinne nach handelt es sich bei 
Nachbarsprachen um Sprachen von Nachbam. Darunter werden zunachst staat- 
liche Nachbam verstanden. Dabei ist zu beachten, daB es sich bei dem Terminus 
Nationalsprache in der Regel um eine Setzung handelt oder zumindest um einen 
Euphemismus. Denn die Heimatsprache ist vielfach ein regionaler Dialekt von 
begrenzter Verbreitung. Die regionale Erfahmng prâgt ihre Sprecher über eine 
national verbindende Identitàt hinaus. Als scheinbar gegenlâufige Tendenz 
wuchs seit dem 19. Jahrhundert mit der Bildung neuer Nationalstaaten in Euro­
pa auch die Bedeutung der Nationalsprache als wesentlicher Faktor kultureller 
Identitàt. Aus dieser Entwicklung resultierte auch die Festsetzung einer nor- 
mierten Hochsprache, die in der Schule vermittelt wird und in Deutschland zum
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Beispiel durch den Duden verbindlich festgeschrieben ist. Verstàrkt wurde die 
Tendenz zur Hochsprache dadurch, daB die Mobilisierung der Gesellschaft, die 
Abwanderung vom Land in die Stadt ebenso wie Prestigefaktoren dazu beige- 
tragen haben, daB regionale Idiome immer mehr ihre Bedeutung verloren haben 
und teilweise vôllig verschwunden sind (Plattdeutsch zum Beispiel). Dennoch 
haben regionale Idiome in Deutschland in moderierter Form ihren Platz behaup- 
ten kônnen. Damit bestehen zwei Strômungen gleichzeitig: der regionale Dia- 
lekt auf der einen sowie die verbindliche Hochsprache auf der anderen Seite.
Nachbarsprachen werden auf der nationalen Ebene vor allem auf der Basis 
der Hochsprache diskutiert und unterrichtet. Gleichzeitig ist festzustellen, daB 
gerade mit der Erweiterung der Europàischen Union das Schlagwort von dem 
„Europa der Regionen“ in den letzten Jahren zunehmend Verbreitung gefunden 
hat. Dieser Begriff bedeutet nichts anderes, als daB regionale Zusammenschlüs- 
se heute auf intemationaler Ebene gedacht werden. Als beispielhaft dafur kôn­
nen zahlreiche Euroregionen im deutsch-belgisch-niederlàndischen und -  
franzôsischen Grenzbereich gelten. Die ràumliche Nàhe lieB unter dem Patronat 
der EU zahlreiche gemeinsame Entwicklungen und Kooperationen entstehen, 
die die Wirtschaftskraft der Regionen entscheidend stützen. Über die nationalen 
Grenzen hinweg entwickelte sich auch eine sprachliche Verstàndigung, die an 
der westlichen Grenze der Bundesrepublik Deutschland auf dem Niederdeut- 
schen, Alemannischen und/oder dem Franzôsischen basiert und gemeinsame 
Idiome der Menschen beiderseits der Grenzen hat entstehen lassen. Natürlich 
liegt der Grund fur die relativ unproblematische Verstàndigung in diesen Regi­
onen in einer über lange Zeitràume hinweg relativ homogenen Besiedlung und 
einem kulturellen Austausch, der selbst zahlreiche territoriale Grenzverschie- 
bungen und zwei verheerende Weltkriege überdauert hat. Darin unterscheiden 
sich die westlichen Grenzregionen Deutschlands deutlich von ihren ôstlichen, so 
daB die besonderen historischen und politischen Bedingungen dort einer geson- 
derten Betrachtung bedürfen.
Sprachenkonflikte kônnen sich entlang staatlicher Grenzen, aber auch in- 
nerhalb eines Staates auftun. Beispiele hierfür sind zum einen mehrsprachige 
Staaten, wie zum Beispiel die Schweiz, Belgien und Luxemburg. Zum anderen 
aber auch das zunehmend virulent werdende Phànomen der Sprachinseln von 
Migranten, die sich plôtzlich einer Nachbarsprache ausgesetzt sehen, die etymo- 
logisch von ihrer Muttersprache weit entfemt ist. In diesen Bereichen kommt 
der nationalen Sprachenpolitik eine besondere Bedeutung zu. Die Konsequen- 
zen unterschiedlicher Sprachregionen fur die Staatengebilde werden bereits seit 
dem 19. Jahrhundert diskutiert: in den USA, das ein Einwanderungsland für 
sehr unterschiedliche Sprachgruppen wurde, aber auch in Europa. In jedem Fall 
bedeutet Sprachenpolitik immer auch Kulturpolitik, und jeder Staat hat die Ent- 
scheidung zu treffen, inwieweit er mit der Sprache entweder von Migranten im
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eigenen Land oder von Bevôlkerungsminderheiten mit eigener Sprache auch die 
damit verbundene eigene Kultur zu akzeptieren bereit ist.
Der Kontext: 
Mehrsprachigkeit und M ultikulturalitàt in Europa
Die durch die Europâische Gemeinschaft erleichterte Mobilitat innerhalb der 
Union ebenso wie der Zustrom vieler Migranten aus politischen und wirtschaft- 
lichen Gründen, sei es aus Afrika, Asien, der ehemaligen Sowjetunion oder 
Exjugoslawien wie auch der internationale Tourismus haben die Ausweitung 
kultureller Vielfalt und Erfahrung zwangslàufïg zur Folge. „Die Freizügigkeit in 
Europa“, schreiben Finkenstaedt/Schrôder, „wird keine automatische ’Umbür- 
gerung’ in den jeweiligen Gaststaat zur Folge haben... Es bleibt nur die Môg- 
lichkeit, durch eine neue Einstellung zum fremdsprachigen Menschen das Zu- 
sammenleben zu erleichtem. Dazu gehôrt das sprachliche Aufeinanderzugehen 
durch einen intensiveren und diversifîzierten Fremdsprachenunterricht und eine 
Intensivierung und Verbesserung des Unterrichts in der Muttersprache fur viele 
Minoritàten in nicht wenigen Lândem Europas“ (Finkenstaedt/Schrôder 
1990:22). Dazu bestehen in den Lândem der Europâischen Union durchaus 
günstige Voraussetzungen. Denn erstens sind die Staaten durchweg demokra- 
tisch und pluralistisch strukturiert. Und zum anderen bestehen starke wirtschafît- 
liche Verflechtungen innerhalb der Union selbst sowie weit über ihre Grenzen 
hinaus, so daB sich eine Abschottung gegenüber den Nachbam von vomherein 
verbietet und statt dessen eine tendenzielle Ôffnung nach auBen geboten er- 
scheint. Diese Entwicklung hat sich seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges im 
westlichen Europa rasant beschleunigt. Starke Migration aus dem Osten Euro­
pas durch erzwungene Umsiedlungen sowie die gewollte Anwerbung von Ar- 
beitskraften vor allem aus àrmeren Regionen des Mittelmeerraumes (Italien, 
Türkei, Portugal, Spanien, Nordafrika) haben die Begegnung mit zahlreichen 
neuen Sprachen und kulturellen Eigenheiten zur Folge gehabt. Wâhrend die 
Anpassung der deutschen Migranten nach dem Zweiten Weltkrieg insgesamt 
eher reibungslos und relativ schnell vonstatten ging, lâBt sich gleiches von der 
Intégration der sogenannten Gastarbeiter bzw. Migranten femerer Kulturen nur 
sehr bedingt sagen.
Der Grund dafur liegt natürlich zunachst einmal in der sprachlichen und 
nicht selten auch einer kulturell-religiôsen Differenz. Was im Urlaub hâufig 
pittoresk und intéressant anmutet, erweckt in der heimischen Nachbarschaft 
nicht selten Vorbehalte und Ressentiments, über die sich nicht jeder unmittelbar 
klar ist. Die Frage der Begegnung von Kulturen wird heute vielfach unter dem 
Stichwort der Identitât und der Differenz diskutiert. Aus diesen unmittelbaren
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Erfahrungen geht die Notwendigkeit der Beachtung multikultureller Erwàgun- 
gen bei der Debatte um die europàische Identitàt klar hervor. Denn heute tritt 
das Phanomen der neuen nicht-europàischen Minoritàten in Europa, das sich 
neben dem immer schon bestehenden Multikulturalismus innerhalb des Konti- 
nents bemerkbar macht, offen zutage. Die bewufite Erinnerung an die eigene 
multikulturelle europaische Vergangenheit, die auf einer Synthese der grie- 
chisch-rômischen Antike, des Judentums und des Christentums beruht, sollte 
hier durchaus hilfreich sein.
Nach Charles Taylor klagen heute Minoritàten zunehmend das Recht auf 
Entfaltung ihrer Lebensgewohnheiten ein, ihrer Tradition, Gebrâuche, Religion. 
Ihnen genüge die Respektierung ihrer menschlichen Würde bzw. die Anerken- 
nung gleicher Rechte aller Staatsbiirger nicht mehr. „Diese ’Politik der univer- 
sellen Würde’, so meinen die Angehôrigen von Minoritàten, reiche jedoch nicht 
aus, die Anerkennung der kulturellen Besonderheiten ihrer Minoritàt zu garan- 
tieren“ (Lützeler 1995:99). Sie fordem daher ein Recht auf Differenz, das die 
Bewahrung ihrer kulturellen Identitàt ermôglichen solle. Taylor sieht daher die 
Berechtigung eines Kompromisses, der auf die Àngste von Minoritàten Rück- 
sicht nimmt und die Wahrung ihrer Identitàt vorsieht. Allerdings sollten Sonder- 
rechte für Minoritàten nicht zu einer AbschlieBung dieser Gruppen. Vielmehr 
müBten besondere Privilegien den kulturübergreifenden Dialog fordem. Taylor 
bezieht sich dabei auf die kanadischen Gegebenheiten.
Demgegenüber vertritt Jürgen Habermas ein durch die Aufklàrung 
beeinflulîtes universalistisches Liberalismusmodell. Universalisten wie Haber­
mas erwarten von Minoritàten die Anerkennung der Verfassung des Landes, in 
dem sie leben, und die Respektiemng demokratischer Werte, aber keine 
,,Akkulturation“, das heiBt keine ethnisch-kulturelle Anpassung. Im Unterschied 
zu Taylor hat Habermas die deutsche Situation der Gegenwart vor Augen. Er 
sieht vor allem eine Gefahr der Segmentierung, das heiBt ein Auseinanderfallen 
der Gesellschaflt insgesamt in unterschiedliche kulturelle Identitàten (Lützeler 
1995:100f.; Schiffauer 1997:144ff.). Demgegenüber spricht Wierlacher (Wier- 
lacher 1993:64) davon, kulturelle Fremdheit als Glück und nicht als Unglück 
menschlicher Existenz aufzufassen, „weil sie ein Stück Freiheit sichert: sie 
schützt uns paradoxerweise vor Bestimmungen durch andere. Eben dieser 
Schutz war und ist auch eine der alten Bedeutungen von Gastfreundschafit; in 
der berührten Dialektik von Fremdheit und Freiheit liegt deren kulturschôpferi- 
sche Krafït.“
Wissenschaftler wie die genannten fordem eine dialogische Beziehung 
zwischen den Kulturen. Ethnozentrismus ist nicht gefragt, vor allem auch nach 
den Erfahmngen rassistisch motivierter Greueltaten in diesem Jahrhundert. 
Dennoch sind zunehmend auch fundamentalistische Tendenzen zu beobachten 
als ideologische Reaktion auf das Phànomen der globalen Kulturindustrie, die
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die kollektive Identitat einzelner Gruppen zu bedrohen scheint (Schiffauer 
1997:172ff.). Daher muB bei der „Neu-Konstruktion europaischer Identitat im 
multikulturellen Sinn... die kulturindustrielle Pulverisierung wie die fundamenta- 
listische Zementierung vermieden werden“ (Lützeler 1995:103). Bisher, so Lütze- 
ler, sei eine europâische Identitat leider nicht sehr stark entwickelt. Sie zu schaf- 
fen, sei aber notwendig, um den tatsâchlich bestehenden intemationalen Verflech- 
tungen gerecht zu werden und der kulturellen Diskussion zwischen Globalisie- 
rung und nationaler bzw. kontinentaler Identitat neue Impulse zu geben.
Aktuelle Tendenzen in der Sprachenpolitik
Die Sprachenpolitik als eines der wichtigsten Bereiche der Kulturpolitik stellt 
sich in den einzelnen europàischen Staaten sehr unterschiedlich dar. Sie hàngt 
unter anderem davon ab, ob es sich um Lânder mit ein- oder mehrsprachiger 
Bevôlkerung handelt. Im ersten Fall fôrderte der Staat lange Jahre lang ganz 
selbstverstàndlich die Kultur der Majoritàt, die entsprechend auch auBenpoliti- 
sche Verbreitung fand, meint Lützeler (Lützeler 1995:100). Das gelte vorrangig 
fur die Sprache und ihre Verbreitung im Ausland durch Goethe-Institute; Insti­
tuts Français oder British Councils etc. Wissenschaftler ebenso wie Lehrer sa- 
hen die Situation immer schon eher pragmatisch. Aus ihrer tâglichen Erfahrung 
im Umgang mit multikulturellen Klassen sowie der Unabweisbarkeit multikul- 
tureller Bevolkerungsstrukturen vor allem in GroBstâdten pladieren sie dafïir, 
daB sich bereits die Schulen fur die Begegnung mit Menschen anderer Sprache 
und Kultur ôffnen. Damit soll der Unterricht bereits in lebensrelevante Zusam- 
menhânge einüben. Dies sollte günstigerweise im Fremdsprachenunterricht 
geschehen. Damit würde sich die Vermittlung des Stoffes im Unterricht um das 
Arrangieren kooperativer Lemsituationen erweitem, die eine Anbindung nach 
auBen haben. Fremdsprachen lehren sollte dadurch um die Dimension Begeg­
nung lehren erweitert werden (Alix 1993:112).
Die auswartige Kulturpolitik Deutschlands bemüht sich neuerdings zu­
nehmend, von der traditionellen Vermittlung der ,,eigenen“ Kultur im Ausland 
abzurücken zugunsten eines Austausches und Dialogs mit Partnem. Das bedingt 
neue Kulturprogramme im Bereich von Prasentationshilfe und Kulturerhalt 
sowie eine nachhaltigere auslàndische Kulturdarstellung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Gefôrdert werden nunmehr auch verstârkt Austauschprogramme 
für Studenten und Wissenschaftler. Zudem werden interkulturelle Erwàgungen 
in der tâglichen Praxis der Kulturarbeit im Ausland wichtiger. Die Vermittlung 
eines umfassenden und wirklichkeitsgetreuen Deutschlandbildes orientiert sich 
an einem adressatenspezifischen Bedarf und an den kulturellen Besonderheiten 
der Partner. Das findet seinen Niederschlag auch in der Vermittlung der deut-
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schen Sprache im Ausland, die mit Hilfe besonderer Lehrwerke speziell régional 
ausgerichtet wird. Auch in den deutschen Auslandsschulen stehen neuerdings 
bikulturelle Begegnungen im Vordergrund. Ebenso geht es bei der Vermittlung 
europàischer Kulturpolitik gegenüber anderen Kontinenten darum, die Vielfalt 
der Erscheinungen nicht zu übertünchen, sondem sichtbar zu machen (Witte 
1993:458ff.).
In den Staaten mit offiziell mehrsprachiger Bevolkerung gehôrt die Spra- 
chenpolitik zu einer der zentralen politischen Aufgaben. Beispielhaft sollen hier 
die Schweiz sowie Belgien Erwâhnung finden.
In der Schweiz zeigt sich die Mehrsprachigkeit stark territorial differenziert. 
Das liegt daran, daB die Kantone die Kulturhoheit besitzen und die offizielle Un- 
terrichtssprache festsetzen. So kommt es, daB in der Deutschschweiz (16 Kanto­
ne) nur deutschsprachige, in der frankophonen Schweiz (5 Kantone) nur franzô- 
sischsprachige und im italophonen Gebiet (ein Kanton) nur italienischsprachige 
offentliche staatliche Schulen bestehen. Gegen diesen Zustand gibt es keine lau- 
ten Proteste. Man stellt ein eher desinteressiertes Nebeneinander der Sprachge- 
meinschaften fest, die auch territorial ziemlich klar getrennt voneinander leben. 
GrôBere Konflikte sind nach Ehrhard (Ehrhard 1993:279) auch deshalb vermie- 
den worden, weil sich an den sprachlichen Nahtstellen keine weiteren sozialen 
und kulturellen Konflikte (etwa der Religion oder des sozialen Status) aufitun. 
Allerdings ist auch festzustellen, daB die ràtoromanische Sprache faktisch nicht 
mehr existiert und im offiziellen Umgang das Deutsche (allerdings in seinen ale- 
mannischen Dialekten) und das Franzôsische vorherrschen. Der Fremdsprachen- 
unterricht zielt darauf ab, die Sprachen der anderen Territorien zu vermitteln, 
wobei zusâtzlich das Englische angeboten und auch nachgefragt wird.
Aufgrund offenkundiger sozialer Spannungen zwischen der franzôsisch- und 
der deutschsprechenden Bevolkerung, die zwar die Mehrheit der Bewohner stellt, 
aber sozial schlechter gestellt ist, hat sich Belgien mit dem Problem der Mehr­
sprachigkeit viele Jahre lang sehr kontrovers auseinandergesetzt. Das Territorial- 
prinzip wurde schlieBlich von seiten des Staates durchgesetzt, um endlich eine 
Befriedung der Konflikte herbeizufuhren. A uf diese Weise konnte die Funktions- 
fàhigkeit des kleinen Landes erhalten werden. Das Territorialprinzip wurde nicht 
nur in den Schulen als verpflichtend eingefiihrt, sondem darüber hinaus auch in 
den Betrieben, um die sozialen Spannungen abzubauen. Parallel zur Sprachge- 
setzgebung wurde ein Fôderalisierungs- und Regionalisiemngskonzept entwi- 
ckelt, um die Dominanz einer Sprache zu verhindem. Ziel aller MaBnahmen wa- 
ren Konfliktvermeidung und Konfliktneutralisierung. Dies scheint in den vergan- 
genen Jahren gelungen zu sein. Die Entemotionalisierung des Sprachenstreits 
forderte wesentlich ein individuelles Sprachverhalten, das faktisch au f einen 
Zwei- oder M ehrsprachenerwerb hinauslàufit.
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Peter H. Nelde zieht folgendes Fazit (Nelde 1994:37): „Sprache als hàufi- 
ges Sekundarmerkmal zugrundeliegender sozio-politischer und wirtschaftlicher 
Konflikte gilt in vielen mehrsprachigen Staaten als Konfliktsymbol schlecht- 
hin.“ Er em pfiehlt deshalb an die Stelle einer reinen Verstârkung des Fremd- 
sprachenunterrichts die Entemotionalisierung des Konfliktes zu setzen. Eine 
„symmetrische Zweisprachigkeit“ (ebd.) in den Sprachgrenzgebieten kônne 
dazu ebenso beitragen wie das Kennenlem en der K ultur des Nachbam, ein Ab- 
bau von Vorurteilen und Stereotypen und eine starkere Berücksichtigung der 
lokalen und regionalen Besonderheiten. Darin stimmt er mit Raasch überein, der 
Sprachlehrer auch als Kulturlehrer bezeichnet, „weil sie die denotativen und 
konnotativen Füllungen von W ôrtem  kennen, denn sie betreiben ja  zusammen 
mit der Spracharbeit zugleich auch die Landeskunde, Kulturkunde.“ (Raasch 
1999:71). Das heiBt, dalî das Lem en und Lehren von Sprachen auch sprachlich- 
kulturelle Kompetenz vermittelt. W er Sprachen beherrscht, verfügt über kultu- 
relles W issen und vermag das eigene und das Fremde in Beziehung zu setzen.
Deshalb sehen W issenschaftler im Sprachunterricht nicht (mehr) vorrangig 
die Vermittlung von Grammatik und Vokabular, sondem von Kommunikation. 
Hier verbinden sich Fremdsprachenunterricht, Landeskunde, Interkulturalitat und 
aktuelle Linguistik. Lehrende sind damit Experten fur einen Unterricht, der die 
Kommunikation zwischen den Kulturen ermôglicht. Deshalb sollte ihre Ausbil- 
dung die dafür notwendigen Voraussetzungen schaffen. Hinzu kommt, daB auch 
die Wirtschaft zunehmend auf Kenntnisse über die Lander angewiesen ist, in die 
sie exportiert bzw. in denen sie produziert. Nach Raasch sollte der Sprachenunter- 
richt darüber hinaus die aktuelle Situation von Grenzregionen berücksichtigen 
und die Chancen ergreifen, die damit verbunden sind (Raasch 1999:73).
Die Situation an der deutsch-polnischen Grenze
Die deutsch-polnischen Beziehungen in der Grenzregion haben sich seit dem 
Ende des Zweiten W eltkrieges kontinuierlich positiv entwickelt. Belastet durch 
die Hypothek der nationalsozialistischen Okkupation Polens, war die Wieder- 
annàherung beider Lander zunàchst gekennzeichnet durch die Trennung 
Deutschlands in den der NATO und der Europàischen Union zugehôrenden 
W estteil sowie den dem W arschauer Pakt angehôrenden Ostteil (DDR). Der 
Grundkonflikt bestand nach 1945 in der strittigen Grenzfrage, das heiBt der 
Anerkennung der sogenannten Oder-NeiBe-Linie als durch den Krieg faktisch 
entstandene neue deutsche Ostgrenze (Bingen 1993:406ff.; Jacobsen 
1993:395ff.). Die endgültige Grenzziehung sollte nach den Potsdamer Vertrà- 
gen von 1945 einer intem ationalen Friedensregelung vorbehalten bleiben. Der
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polnischen Regierung w ar natürlich an einer môglichst schnellen Anerkennung 
ihres Territoriums gelegen, schlieBlich wurde die Republik im W esten nur teil- 
weise für die im Osten an die Sowjetunion verlorenen Gebiete entschàdigt. DaB 
die Regierung der DDR die neue Grenze bereits 1950 in der Warschauer Deklara- 
tion und dem Gôrlitzer Abkommen anerkannte, war zu diesem Zeitpunkt fur Po- 
len wenig beruhigend. Denn zum einen fand die DDR keine allgemeine vôlker- 
rechtliche Anerkennung und zum anderen standen beide Lànder so stark unter 
sowjetischem EinfluB, daB von einem freien EntschluB der DDR nicht die Rede 
sein konnte. In der Folgezeit entspannte sich die Grenzsituation auch nur ober- 
flàchlich. Tatsàchlich war die Oder zu beiden Seiten von Grenzposten schwer 
bewacht und ein Kontakt der Bevôlkerung blieb im wesentlichen ofïiziellen Be- 
gegnungen vorbehalten. Die au f DDR-Seite arbeitenden polnischen Menschen 
waren in den DDR-Alltag nicht integriert.
Die Bundesrepublik Deutschland tat sich ihrerseits schwer mit der Anerken­
nung der politischen Gegebenheiten. Lange Jahre dominierten Vertriebenenver- 
bânde die Ostpolitik und riefen weniger die durch die Nationalsozialisten begon- 
nene Vemichtungspolitik im Osten als vielmehr die darauf erfolgte Reaktion der 
Vertreibung deutscher Bevôlkerung aus den Ostgebieten in Erinnerung. Die auf 
diese Weise wachgehaltene Erwartung der Umkehrung der Verhaltnisse und 
môglichen Rückgewinnung verlorener Territorien stand einer Annâherung der 
beiden Staaten lange Zeit im Wege. Erst die Ostpolitik Willy Brandts ermôglichte 
einen Neuanfang. In dem Moskauer und dem Warschauer Vertrag 1970 erkannte 
die Bundesrepublik Deutschland die Oder-NeiBe-Linie als Staatsgrenze an. Mit 
der deutschen Wiedervereinigung 1989 konnte dann auch eine gesamtdeutsche 
verbindliche Regelung getroffen werden. Am 18. Mârz und 21. Juni 1990 verab- 
schiedeten die erstmals frei gewâhlte Volkskammer der DDR und der Deutsche 
Bundestag gleichlautende Erklàrungen, in denen die Absicht bekundet wird, den 
Grenzverlauf zwischen Deutschland und der Republik Polen endgültig vôlker- 
rechtlich zu regeln. Dieser Vertrag wurde am 14. November 1990 in Warschau 
geschlossen. Ergânzend trat am 17. Juni 1991 der Vertrag über gute Nachbar- 
schaft und freundschaftliche Zusammenarbeit hinzu, der den Beginn einer neuen 
Epoche in der friedlichen Kooperation der beiden Lànder einleitete. Dem Nach- 
barschafitsvertrag kommt eine wegweisende politische Bedeutung zu, denn in ihm 
werden konkrete Felder der gemeinsamen Zusammenarbeit abgesteckt. Dazu 
gehôren: regelmàBige Konsultationen auf der Ebene der Regierungschefs und der 
Minister, gemeinsame sicherheitspolitische Abstimmungen, die explizite deutsche 
Unterstützung zur politischen und wirtschafïtlichen Heranführung Polens an die 
Europàische Union, die Ausweitung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Regionen, Stadten, Gemeinden und 
Gebietskôrperschaften, insbesondere im grenznahen Bereich, arbeits- und sozial- 
politische sowie wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit.
38 U. В о с к
Das neue Verhaltnis zwischen Polen und Deutschland wurde wesentlich 
m it beeinfluGt durch die Auflôsung der Sowjetunion und des militàrischen 
Bündnisses des W arschauer Paktes. Seither kann sich an der ôstlichen Grenze 
Deutschlands eine internationale und interkulturelle Nachbarschafît entwickeln, 
wie sie sich Jahre zuvor an den W estgrenzen bereits erfolgreich ausgebildet hat. 
Befordert wird diese neue Annâherung durch die Erwartungen Polens, aufgrund 
der im Nachbarschaftsvertrag vereinbarten Unterstützung Deutschlands in ab- 
sehbarer Zeit vollwertiges M itglied in der Europâischen Union zu werden. Um 
die Aufnahmekriterien zu erfüllen, bedarf es zur Zeit noch zahlreicher struktu- 
reller Anpassungen, zu denen vorrangig eine stârkere Dezentralisierung der 
Verwaltung und damit verbunden die Schaffung regionaler Entscheidungsebe- 
nen gehort. In diesem Bereich wurden bereits wesentliche Schritte untemom- 
men, nicht zuletzt die Gründung von drei Euroregionen an der Grenze zu 
Deutschland, die geeignet sind, das Zusammenwachsen der Regionen über die 
Grenze hinaus zu beflügeln. Die Grundidee der Euroregionen besteht darin, die 
trennende W irkung von Staatsgrenzen sowie Entwicklungsdisparitàten zwi­
schen benachbarten Teilregionen von Grenzgebieten durch politische Vemet- 
zung beiderseits der Grenze abzubauen, um die Lebensverhâltnisse in den ge- 
nannten Regionen zu vereinheitlichen. Die Euroregionen Pomerania, Pro- 
Europa-Viadrina und Spree-NeiBe-Bober (von Norden nach Süden) wurden seit 
1992 über den gesamten G renzverlauf zwischen der Republik Polen und der 
Bundesrepublik Deutschland eingerichtet.
Wie bereits erwahnt, konnte sich an der Grenze von Oder und NeiGe nach 
den gewaltigen Bevôlkerungsverschiebungen im Zuge des Zweiten Weltkrieges 
keine Tradition des friedlichen M iteinanders der Bevôlkerungen entwickeln. 
Zum einen fand ein fast vôlliger Austausch der Bewohner statt, hervorgerufen 
durch eine allgemeine W estverschiebung der Bevolkerung. Zum anderen kam 
es zu einer konsequenten und hermetischen Abriegelung der Staatsgrenzen, die 
auch eine sprachliche Annâherung der Nachbarstaaten weitgehend verhinderte. 
Darüber hinaus muB ein deutliches W ohlstandsgefâlle zwischen den beiden 
Grenzgebieten festgestellt werden. (Davon ist nicht berührt, daB wiederum in­
nerhalb Polens die westlichen Gebiete deutlich wachstums- und wirtschaftsstàr- 
ker sind als die Gebiete an der Ostgrenze.) Für die neuen deutsch-polnischen 
Euroregionen gelten daher besondere Bedingungen, die nach dem Ende des 
Kalten Krieges und der Transformation der M itteleuropàischen Staaten eine 
eigene Entwicklungschance beinhalten. Als Brücke zwischen Deutschland und 
Polen sowie zwischen der EU im W esten und den neuen parlamentarischen 
Demokratien im Osten kommt dem unmittelbaren Grenzbereich eine neue wich- 
tige politische Aufgabe zu. Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit lohnt 
sich für die lokalen Akteure auch wirtschaftlich, da die Europàische Union mit 
zahlreichen Fôrderinstrumenten diese Zusammenarbeit über die Grenze hinweg
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unterstützt. Die Euroregionen kônnen sich organisatorisch an die bereits etab- 
lierten Einrichtungen in Nord- und W esteuropa anlehnen und au f diese Weise 
von bereits langjâhrig erfolgreichen Strukturen profitieren. Trotz bestehender 
Konflikte haben die Kom m unen die G ründung der Euroregionen forciert, um 
mittel- und langfristig politisch und w irtschaftlich verbesserte Beziehungen 
aufzubauen. N icht zu verkennen ist natürlieh, daB das positive Entwicklungs- 
potential der intensiven Pflege und U nterstützung bedarf. Die Lôsung gemein- 
samer Problèm e und die Verw irklichung gem einsam er Entw icklungsstrategien 
hàngt sehr stark von den lokalen und regionalen Akteuren ab, die darüber 
hinaus der politisch-rechtlich-finanziellen U nterstützung der EU-Kom mission 
bedürfen. Dazu wurden inzwischen die institutionellen Rahm enbedingungen 
von seiten der Gem einschaft und der beiden betroffenen Staaten geschaffen. 
DaB sie zum indest schon ansatzw eise genutzt werden, zeigt die Entw icklung 
an der Grenze selbst: der Bau gem einsam er infrastruktureller Einrichtungen, 
die Investitionen groBer Industriekonzem e etc. N icht zu vergessen ist, daB die 
Bundesrepublik Deutschland als grôBter Exporteur von K apitalgütem  in der 
Union von dem anhaltenden W irtschaftswachstum  in den Reform làndern Mit- 
telosteuropas besonders stark profitieren wird.
Die Entw icklung der Euroregion Pro Europa V iadrina kann dies beispiel- 
hafit belegen (M orhard 2001:164ff). D er G ründungsvertrag fur diese Eurore­
gion wurde Ende 1993 geschlossen und beinhaltet, ein gutnachbarschaftliches 
Verhâltnis, die U nterstützung der regionalen Identitat der im Grenzraum  le- 
benden Bevôlkerung, die Idee der europàischen E inheit und V erstàndigung, 
den W ohlstand beiderseits der Grenzen zu fbrdern und gem einsam e V orhaben 
durchzuführen. Die Euroregion reicht von Berlin im W esten bis zur Grenze 
der polnischen W ojew odschaft Lubuskie (Lebuser Land, früher: Gorzowskie) 
im Osten. Dazu zâhlen a u f polnischer Seite 29 Gem einden und au f deutscher 
die beiden Landkreise M àrkisch-O derland und Oder-Spree sowie die kreis- 
freie Stadt Frankfurt (Oder). Die Euroregion wird durch zwei Vereine, ihre 
Geschàftsstellen sowie kom m unale G ebietskorperschaften, K am m em  und 
Parlamente institutionalisiert, aus deren M itte ein vierkôpfiges Pràsidium  ge- 
wàhlt wird. Die Pràsidentschaft w echselt jàhrlich  zwischen dem deutschen 
und dem polnischen V ertreter. Zu den w ichtigsten A ufgaben der Gremien 
zàhlen Projektantràge die V erw altung der von der Europàischen Union bereit- 
gestellten M ittel aus den Fôrderprogram m en. Das Interreg-Program m  der Eu­
ropàischen Union besteht seit 1990 und zielt darau f ab, den G renzregionen bei 
der Bewàltigung besonderer Entw icklungsproblem e zu helfen. Im Zuge der 
Unterstützung des dem okratischen und m arktw irtschaftlichen Reformprozes- 
ses in M ittel- und O steuropa wurde auBerdem bereits 1989 die Initiative fur 
das Phare-Programm ergriffen, das sich zunàchst nur au f Polen und Ungarn
40 U.  В о с к
bezog, inzwischen aber auch au f w eitere Reform staaten in Ost- und M itteleu- 
ropa ausgedehnt wurde.
Die Gewâhrung von Phare-Mitteln ist an die Erfïillung von bestimmten 
Rahmenbedingungen, wie die Beachtung der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit 
u.s.w. gebunden. Sie sollen den Reformstaaten bei der Umgestaltung von Staats- 
betrieben und der Entwicklung eines Privatsektors, der Reform von Verwaltung 
und Landwirtschaft, dem Gesundheitswesen, der Ausbildung, der Umwelt und 
nuklearen Sicherheit helfen. Ergànzt wird das Phare-Programm seit 1994 durch 
die zusàtzliche grenzübergreifende Fôrdermôglichkeit CBC (Cross-Border- 
Cooperation). Aus den EU-Programmen Interreg П und Phare-CBC wurden in 
der Région Pro Europa Viadrina zum Beispiel folgende grenzüberschreitenden 
Projekte unterstützt: Umweltbericht der Stadte Frankfiirt (Oder) und Slubice, das 
Laser- und Strahltechnik Applikationszentrum Ostbrandenburg, Hafenverbünde, 
Femradwanderwege, das Collegium Polonicum als eine gemeinsame Einrichtung 
der Europa-Universitat Viadrina Frankfiirt (Oder) und der Adam-Mickiewicz- 
Universitât in Poznan/Posen, das Zollabfertigungsterminal in Swiecko П, die 
M odemisierung von StraBen sowie drei kommunale Klâranlagen.
Die Bedeutung der Nachbarsprachen 
an der deutsch-polnischen Grenze
Sprachliche Beziehungen zwischen Deutschen und Polen bestehen seit dem 
M ittelalter (de V incenz 1993:395ff.). Von der ràumlichen Nâhe der damais 
slawischen und germanischen Bevôlkerung im polnisch-deutschen Raum legen 
bis heute etymologische Entsprechungen Zeugnis ab. Die kulturelle Nàhe der 
Vôlker entstand durch die Christianisierung Polens im 10. Jahrhundert nach 
Christus. Die M issionare gehôrten zur Diôzese Regensburg und brachten einen 
noch karolingischen W ortschatz mit. Vielfach gingen in dieser Zeit deutsche 
und natürlich auch lateinische Lehenswôrter in den polnischen Wortschatz über. 
Im Zuge der deutschen Ostkolonialisierung weitete sich der deutsche EinfluB 
sowohl rechtlich-politisch (M agdeburger Stadtrecht) sowie dadurch bedingt 
auch sprachlich w eiter aus (Beispiel: burmistrz/Bürgermeister, ein sowohl aus 
dem Lateinischen wie dem Deutschen entlehnter Begriff). Lehenswôrter lassen 
sich vor allem im religiôsen, ritterlichen und stàdtischen Bereich nachweisen.
W eiteren EinfluB au f die polnische Sprache gewannen im 16. bis 18. Jahr­
hundert das Italienische und Franzôsische aufgrund ihrer kulturellen bzw. politi­
schen Dominanz in Europa. Zw ar ging das Polnische immer mehr in die Um- 
gangs- und Schriftsprache ein. Doch blieb die deutsche Sprache in den überwie- 
gend deutschsprechenden Stâdten und Provinzen erhalten: WestpreuBen, Schle-
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sien, Danzig. Die W irkung des Protestantismus in einigen polnischen Regionen 
ebenso wie eine ausgedehnte Wanderhandwerkerschafit von W est nach Ost fôr- 
derten ebenfalls den Gebrauch der deutschen Sprache und schlugen sich in zahl- 
reichen noch heute festzustellenden Lehenswôrtem nieder, wie zum Beispiel 
das Wort druk fur Druck, malarz für Maler, landszaft fur Landschaft u.s.w. Ver- 
starkt wurden diese Strômungen nach den polnischen Teilungen, als groBe Gebie­
te des Landes unter preuBischer bzw. ôsterreichischer Verwaltung gerieten.
Umgekehrt ist der EinfluB der polnischen auf die deutsche Sprache nicht in 
gleicher Weise umfangreich gewesen, was sicherlich mit der geopolitischen und 
historischen Entwicklung in Mitteleuropa zusammenhàngt. Immerhin, es gibt 
polnische Lehenswôrter im Deutschen, wie das wichtigste von ihnen: granica -  
Grenze beweist (erstmals erwàhnt um 1260 in Urkunden des Deutschen Ordens). 
Andrzej de Vincenz wertet die Befruchtung der polnischen durch die lateinisch- 
franzôsisch-deutschen Einflüsse insgesamt positiv (de Vincenz 1993:122), bedeu- 
te sie doch eine Offenheit der Kultur ohne Aufgabe der eigenen Identitât.
Nach dem Zweiten Weltkrieg stellte sich die Situation plôtzlich anders dar. 
Denn aufgrund der politischen Situation gelangten weder das Polnische noch das 
Deutsche im jeweiligen Nachbarland zu neuer Blüte. Vielmehr wurden die Staa- 
ten des Warschauer Paktes politisch und sprachlich durch das Russische bzw. 
durch die Sowjetunion dominiert. Im Ostdeutschen hat dies bis heute Spuren hin- 
terlassen durch russische Lehenswôrter, die Eingang in die Umgangssprache und 
mehr noch in die ofïîzielle Sprache fanden: IJkas ( Verordnung), Kolchose, Dat- 
sche etc. Da andererseits der sowjetische EinfluB in den Landem des Warschauer 
Paktes weitgehend als fremdbestimmt galt, wurde die russische Sprache nach 
1989 zunâchst nicht mehr weiter gepflegt, sondem im Gegenteil zumindest vorü- 
bergehend schnell vergessen. Bis heute erscheint es ratsam, sich des Russischen 
im hôflichen Umgang im Baltikum ebenso wie in Polen nicht zu bedienen, da 
diese Sprache als Idiom der Unterdrücker immer noch lebendig ist.
Wenn also das Russische als übergreifendes Verstandigungsmittel entfâllt, 
bedarf es heute neuer Instrumente der Verstàndigung. Denn wirtschaftliche wie 
auch politische Zusammenarbeit kônnen ohne gemeinsame Kommunikationsebe- 
ne nicht erfolgreich vonstatten gehen. So wurden in den letzten Jahren in den 
Grenzregionen beiderseits von Oder und NeiBe verstarkt Anstrengungen unter- 
nommen, die bestehenden Sprachbarrieren zu überwinden und die Nachbarspra- 
che zu erlemen. A uf polnischer Seite stellt sich das Problem sicherlich nicht so 
gravierend dar, weil im Vorfeld eines EU-Beitritts Polens zum einen das Interesse 
an der Nachbarsprache bei jungen Polen geweckt wurde. Zum anderen wird der 
deutsche Besucher inzwischen in den touristischen Regionen vielfach in seiner 
Landessprache angeredet, woraus ein wesentlicher Impuls für die weitere wirt­
schaftliche Entwicklung des Landes erwâchst. A uf deutscher Seite haben sich vor
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allem die Urania und die Volkshoehschulen fur eine Verbreitung der polnischen 
Sprache eingesetzt. Dire Sprachkurse richten sich in erster Linie an Arbeitneh- 
mer, die beruflichen Kontakt nach Polen haben. Des weiteren wurden mit Mit- 
teln der Europàischen Union zahlreiche grenzübergreifende Bildungsprojekte 
angestoBen, von denen an dieser Stelle die deutsch-polnischen Schulprojekte im 
Land Brandenburg, in Sachsen, M ecklenburg-Vorpommem und Bayera mit 
polnischen Partnem  genannt seien.
In Brandenburg làuft das Experiment der deutsch-polnischen Schulpartner- 
schaften mit dem AbschluB des deutschen Abiturs seit dem Schuljahr 1992/93 
(Morhard 2001:214ff.). Ziel dieser von Eltem, Schülem und Lehrem beiderseits 
der Grenze ergriffenen Initiative ist es, „Kinder und Jugendliche im Sinne gegen- 
seitiger Toleranz zu bilden und zu erziehen“ (Morhard 2001:215) und im grenz- 
nahen Raum die Verstàndigung untereinander zu fordem. Die Partnerschulen in 
Brandenburg sind: Frankfurt (Oder) -  Slubice, Guben -  Gubin, Neuzelle -  Zielo- 
na Géra sowie Gartz -  Giyfmo. Auswahlkriterien in Polen sind sehr gute 
Deutsch- und (falls notwendig) ausreichende Fachkenntnisse. Ziel der Zusam- 
menarbeit ist die Erlangung des bundesdeutschen Abiturs. Das Land Brandenburg 
unterstützt die polnischen Partner beim Deutschunterricht. Hintergrund des Pro- 
jektes ist die Tatsache, daB bis heute die polnische Matura allein noch nicht als 
Zulassungsberechtigung fur ein Studium in der EU anerkannt ist. Nach den bishe- 
rigen Erfahrungen sind die deutschen Lehrkràfte von der Motivation und Leistung 
ihrer polnischen Schüler beeindruckt. W enn auch nicht im gleichen Umfang 
Polnisch an den deutschen Schulen unterrichtet wird, ist doch festzustellen, daB 
sich die Partnerschulen um den kulturellen Austausch von Sprache und Kultur 
in beiden Richtungen bemühen. Zum Beispiel werden in der Partnerschule in 
Frankfurt (Oder) ab der 9. Klasse Polnisch unterrichtet sowie die Fâcher Kunst 
und M usik in polnischer Sprache vermittelt. Langfristig planen die Schulen 
einen Ausbau ihres zweisprachigen Lehrangebotes mit dem Ziel, bilingual zu 
werden. Bislang ist dieses Projekt weitgehend au f die deutsch-polnische Grenz- 
region beschrànkt. Allerdings hat das Berliner Erich-Fried-Gymnasium Interes­
se bekundet, eine „deutsch-polnische Europaschule“ zu werden.
W eitere K ooperationsprojekte im Bildungsbereich der brandenburgisch- 
polnischen Grenze ist die Partnerschaft zw ischen den allgem ein- und berufs- 
bildenden Schulen in Schwedt und Chojna durch „reisende Lehrkràfte11. An 
zwei w eiteren brandenburgischen G rundschulen fôrdert die Europâische U ni­
on das Projekt „Begegnungssprache11 zw ischen Schülern in drei Klassen in 
Polnisch. Für jew eils rund 500 Schüler au f polnischer und deutscher Seite 
unterstützt die Europâische U nion seit 1994 A rbeitsgem einschaften an Grund­
schulen in Brandenburg. Des w eiteren existieren Begegnungsprojekte im Vor- 
schulbereich, zum Beispiel eine deutsch-polnische K indertagesstâtte in Eisen- 
hüttenstadt.
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Die Rolle der Europa-Universitat Viadrina Frankfurt (Oder) 
im Prozelî der Annâherung von Polen und Deutschen
In dem Bemühen sowohl der Europàischen Gemeinschaft als auch der beiden 
Staaten Polen und Deutschland um Annâherung und Zusammenarbeit kommt 
der 1991 wiederbegründeten Viadrina Universitât in Frankfurt (Oder) eine zent- 
rale Rolle zu. In diesem Zusammenhang muB auch der von der V iadrina und 
ihrer Partneruniversitàt in Poznan (Posen) geleistete Aufbau des Collegium 
Polonicum, einer gemeinsamen Lehr- und Forschungseinrichtung in Shibice, 
dem Frankfurt (Oder) gegenüberliegenden polnischen Grenzort, erwàhnt wer­
den.
Schon die kurfürstliche brandenburgische Regierung errichtete die erste 
Landesuniversitât im Jahre 1506 an der Oder. Vor allem Studenten aus dem 
mittleren und ôstlichen Europa nahmen hier ihr Studium der Theologie, Philo­
sophie, Rechtswissenschafit oder M edizin auf. Insgesamt wurden 25 Disziplinen 
gelehrt, unter ihnen Rhetorik, Geschichte, Astronomie, M athematik und Musik. 
Als Begegnungsstàtte zwischen Ost und W est m achte sich die Oderuniversitât 
früh einen Namen (W eiler 1996:9f.). Frankfurt (Oder) wurde fîir junge Leute 
aus dem markischen, pommerschen, lausitzer, schlesischen und groBpolnischen 
Umland sowie dem entfem teren Osten hâufig die erste Station ihrer Studien, 
von wo aus sie spàter nach Jena oder W ittenberg weiterreisten. Die Universitât 
vertrat bekanntermaBen die Ideen der Reformation, so daB sie als Rückhalt, 
Sammel- und Ausstrahlungspunkt der Aufklârung galt und als ein (von Westen 
aus gesehen) ôstlicher Vorposten fortschrittlicher Lehren. Zu ihren bekanntesten 
Studenten zàhlten Ulrich von Hutten, Thomas Müntzer, Cari Philipp Emanuel 
Bach, Wilhelm und Alexander von Humboldt sowie Heinrich von Kleist. Die 
alte Viadrina wurde zu einer Drehscheibe des akademischen Verkehrs zwischen 
dem westlichen und ôstlichen Europa und spielte die Rolle einer Vermittlerin 
der geistigen und demographischen W anderungsbewegungen zwischen West- 
und Osteuropa (die Hugenotten von W est nach Ost, der polnische Adel von Ost 
nach West). Diese Entwicklung brach plôtzlich ab, als die preufiische Regierung 
1910 in ihrer Hauptstadt Berlin eine neue Universitât gründete und die Viadrina 
im darauffolgenden Jahr schloB. Die Viadrina wurde nominell mit der Breslauer 
Universitât Leopoldina vereinigt, ihr Inventar und auch einige ihrer Gelehrten 
siedelten dorthin über.
Von ihrer historischen Vorgângerin sowie der exponierten Lage an der 
Grenze der Europàischen Union blieb die neue V iadrina nicht unbeeinfluBt. 
Nach den Vorstellungen der Landesregierung von Brandenburg und des Grün- 
dungssenats der Universitât sollte sich die 1991 errichtete ,,Europa-Universitât“ 
durch ein in zweifacher Hinsicht unverwechselbares Profil in Forschung und 
Lehre auszeichnen: hohe Intem ationalitât sowie Interdisziplinaritât (M orhard
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2001:210ff.; W eiler 1996:10). Es galt also, Grenzen in mehrfacher Hinsicht zu 
überschreiten: ràumlich und fachlich. So gesehen ist die Viadrina bis heute einer 
der wenigen Versuche, das im W esten Deutschlands entwickelte Hochschulmo- 
dell nicht einfach zu übertragen, sondem  neue Wege der Hochschulentwicklung 
zu erkunden: Die V iadrina ist daraufhin konzipiert, als bewuBt internationale 
und europâische Einrichtung den geistigen Brückenschlag zu ihren europài- 
schen N achbam  zu suchen und gleichzeitig einen Beitrag zur Überwindung der 
Isoliem ng der Fachwissenschaften voneinander zu leisten. Letzteres bedeutet, 
daB die drei Fakultâten der Rechtswissenschafit, der Kulturwissenschaft und der 
W irtschaftswissenschaften darauf hinarbeiten, auch für die Nachbardisziplinen 
Angebote zu schaffen.
Die Basis der Zusammenarbeit bildete zunàchst eine Vereinbarung zwi­
schen dem polnischen M inisterium für Nationale Bildung und dem brandenbur- 
gischen M inisterium für W issenschaft, Forschung und Kultur vom 6. September 
1991, dem sich am 24. M ârz 1992 ein Partnerschaftsvertrag zwischen der A- 
dam-M ickiewicz-Universitàt in Poznan (Posen) und der Europa-Universitàt 
anschloB. In den folgenden Jahren wurden weitere Abkommen mit den Univer- 
sitâten in W roclaw (Breslau), Szczecin (Stettin), Krakôw (Krakau) und War- 
szawa (W arschau) geschlossen. Aile Vereinbamngen haben konkrete Formen 
der Zusammenarbeit gezeitigt. Die universitàren Partnerschaften werden von 
seiten der Landesregierung positiv begleitet, au f Regierungsebene liegt die Ko- 
ordination der w issenschaftlichen Zusammenarbeit in den Hânden eines bran- 
denburgisch-polnischen Koordinationsgremiums au f Abteilungsleiterebene.
Der folgenreichste Schritt der Zusammenarbeit bestand au f deutscher Seite 
in der Entscheidung, m nd ein Drittel der Studienplâtze an der Viadrina für pol­
nische Studierende zu reservieren (sowie fur Studierende aus weiteren MOEL- 
Staaten), und zw ar nicht nur im Rahmen von Gastaufenthalten, sondem für die 
gesamte Dauer eines Studiums. Von den im W intersemester 2000/2001 immat- 
rikulierten rund 3.800 Studierenden der Viadrina waren rund 1.350 polnische 
Studierende. Rund 200 weitere auslândische Studierende kamen aus 46 Lândem 
der ganzen Welt. Die polnischen Studierenden werden vorab von den Partner- 
universitâten in Posen und Breslau ausgewâhlt, müssen sich allerdings dann 
noch einer besonderen Deutschprüfung unterziehen.
Das Studium in Deutschland bedeutet für Studierende aus den Lândem 
Ostmitteleuropas einen betràchtlichen zusâtzlichen finanziellen Aufwand (W ei­
ler 1996:10f.). Deshalb gehôrt zu dem Konzept der Europa-Universitàt, den 
bedürftigen Studierenden aus diesen Lândem die finanzielle Mehrbelastung in 
Form von Stipendien zumindest teilweise auszugleichen. Daraus resultiert ein 
M ittelbedarf von w eit mehr als zwei M illionen DM im Jahr. Einen GroBteil des 
Geldes stellt das Land Brandenburg zur Verfügung. Darüber hinaus engagieren 
sich inzwischen auch das Auswàrtige Amt, die Stiftung für deutsch-polnische
Nachbarsprachen und -regionen 45
Zusammenarbeit sowie zahlreiche private Spender in diesem anspruchsvollen 
Stipendienprogramm.
Ein wichtiger Schwerpunkt der Intégration von deutschen und polnischen 
Studierenden bedeutet die Bereitstellung genügend bezahlbarer studentischer 
Wohnungen. M it Hilfe der polnischen Regierung, der Europàischen Union so­
wie der Posener Partneruniversitàt entstanden in den letzten Jahren zahlreiche 
gut erreichbare W ohnheime im polnischen Shibice. H ier wohnen, lem en und 
feiem polnische, deutsche und andere auslândische Studierende gemeinsam. 
Das ist übrigens auch in den W ohnheimen au f deutscher Seite môglich. Der 
dortige Wohnraum wird ebenfalls international genutzt, allerdings sind die Prei- 
se nicht so erschwinglich wie au f der anderen Oderseite.
M it der Ôffhung der Universitàt für eine wirklich bedeutende Anzahl pol­
nischer und weiterer auslândischer Studierender besteht zugleich die Notwen- 
digkeit, Studienangebote bereitzustellen, die den besonderen Interessen und 
Bedürfnissen dieser Studierenden Rechnung tragen. Beispielhaflt kann hier das 
Studium der Rechtswissenschafit genannt werden. Es hàtte sicherlich wenig 
Sinn, auslândische Studierende nach dem deutschen Richtergesetz auszubilden. 
Deshalb wurde speziell fur polnische Studierende ein Studiengang entwickelt, 
der eine solide Grundlage im deutschen Recht mit einer in Polen anerkannten 
und gemeinsam mit der Adam-M ickiewicz-Universitât verantworteten Ausbil- 
dung im polnischen Recht verbindet. Nach einem ersten StudienabschluB be­
steht auBerdem fur auslândische Juristen die M ôglichkeit, eine Zusatzqualifika- 
tion im deutschen Recht zu erwerben (M agister legum). Zusàtzlich arbeitet die 
Juristische Fakultàt an einem Lizentiat-Studiengang „Polnisches Recht für deut­
sche Studierende'1. Eine Betonung der intemationalen Ausrichtung der Univer­
sitàt besteht auch in den beiden anderen Fakultàten, so im Fach Internationale 
Betriebswirtschafïtslehre der W irtschaftswissenschaftlichen Fakultât, die auBer­
dem mit verschiedenen Partneruniversitâten im Ausland (Frankreich, Spanien, 
Argentinien, England) Doppel- bzw. Tripeldiplomierungsabkommen geschlos- 
sen hat. Der Nachweis von Kenntnissen in drei lebenden Fremdsprachen ist 
Voraussetzung für die Anmeldung zur Diplomprüfung in der Kulturwissen- 
schaftlichen Fakultàt, darüber hinaus ein Studien- bzw. Praktikumsaufenthalt im 
Ausland. Da aile Fakultàten W ert au f umfangreiche Fremdsprachenkenntnisse 
der Studierenden legen, kommt der Arbeit des Sprachenzentrums der Universi­
tàt groBe Bedeutung zu. Das Angebot reicht von dem besonders nachgefragten 
Englisch über Franzôsisch, Spanisch, Russisch, Finnisch und Schwedisch. In- 
zwischen werden in Zusammenarbeit m it der Urania zwei Italienischkurse an- 
geboten sowie für die auslândischen Studierenden auch ein Kursus Deutsch als 
Fremdsprache.
Gut bewàhrt hat sich in den letzten Jahren die Beteiligung der V iadrina an 
den europàischen Austauschprogrammen für Studierende und Dozenten. Im
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Rahmen von Sokrates/Erasmus kônnen die Studierenden bis zu einem Semester 
lang an einer europàischen Partneruniversitât studieren. Auch den polnischen 
Viadrina-Studierenden bietet sich dadurch die M ôglichkeit, weitere westeuropà- 
ische Universitàten im Rahmen ihres Studiums kennenzulemen. Darüber hinaus 
ermôglichen zahlreiche über die Sokrates-Abkommen hinausgehende Vereinba- 
rungen mit Hochschulen in Europa, Australien, den USA, M ittel- und Südame- 
rika und Afrika den intem ationalen Austausch von Studierenden und Dozenten. 
Zur Erleichterung des intem ationalen Studierendenaustausches hat die Universi- 
tàt das Credit-Transfer-System (ECTS) in den bereits bestehenden grundstândi- 
gen Studiengângen eingeführt. A uf der Basis von ECTS kônnen im Ausland 
erbrachte Studienleistungen bewertet und für das heimische Studium angerech- 
net werden.
Die Europa-Universitàt hat sich von Beginn an bemüht, ein internationales 
Lehrkollegium zu versammeln. Wenn auch derartigen Bemfungen in Deutsch­
land zahlreiche bürokratische Hindem isse entgegenstehen, konnte die Viadrina 
letztendlich ihren Anspruch einigermaBen erfüllen. Die Hochschullehrer kom- 
men aus Polen, Australien, Finnland, den Niederlanden, der erste (inzwischen 
emeritierte) Rektor der Europa-Universitàt war amerikanischer Staatsbürger. 
Mit der Verpflichtung auslàndischer Kollegen verbindet die Viadrina die Erwar- 
tung, neue Impulse für die Forschung und Lehre zu gewinnen und die Studie­
renden an den intem ationalen Erfahrungen der Lehrenden teilhaben zu lassen. 
G leichzeitig erôffnen sich so neue Perspektiven, Kontakte zu auslàndischen 
Hochschulen zu knüpfen und das bereits bestehende umfangreiche Netz der 
Partnerschaften noch auszuweiten.
Den Kristallisationspunkt des besonderen intemationalen Profils der Euro- 
pa-Universitàt bildet zweifellos das gemeinsam mit der Adam-Mickiewicz- 
Universitàt gegründete und betriebene Collegium Polonicum. Diese einzigartige 
Einrichtung wirkt bereits optisch imposant. Den aufwendigen Neubau unmittel- 
bar hinter der polnischen Grenze, dicht an der Oder gelegen, haben die Europài­
sche Union und die Stiftung für deutsch-polnische Zusammenarbeit groBzügig 
gefôrdert. Die polnische Regierung sowie auch die Stadt Slubice haben jeweils 
au f ihre W eise das Projekt materiell und ideell unterstützt. Beide Universitàten 
tragen das Projekt in gemeinsamer Verantwortung. Sie verfolgen mit dem Col­
legium Polonicum die Fôrderung der Europa-Idee, die Ergànzung des For- 
schungs- und Lehrangebotes der beiden Universitàten an einem gemeinsamen 
Ort sowie die Entwicklung und Unterstützung grenzüberschreitender Zusam­
menarbeit.
Zu den Schwerpunkten in Forschung und Lehre zàhlen die Geschichte der 
deutsch-polnischen Beziehungen, polnische Sprache und Kultur, regionale In­
tégration, regionale Umweltforschung sowie die nordosteuropàischen Integrati- 
onsprozesse. Bereits seit dem W intersem ester 1993/94 betreibt die Juristische
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Fakultàt am Collegium Polonicum unter Einbeziehung polnischer Kollegen die 
Ausbildung der polnischen Jurastudenten in polnischem Recht. Inzwischen 
konnte das Studienangebot beider Universitaten am Collegium Polonicum be- 
trâchtlich erweitert werden (M orhard 2001:213). Von seiten der Europa- 
Universitàt werden bislang ein M asterstudiengang Vergleichende M itteleuropa- 
studien, ein M BA-Studiengang M anagement und M arketing für M ittel- und 
Osteuropa sowie ein Aufbaustudiengang Schutz europàischer Kulturgüter ver- 
antwortet. AuBerdem werden zahlreiche Fremdsprachenkurse angeboten. Die 
Adam-M ickiewicz-Universitàt betreibt einen grundstândigen Studiengang Um- 
weltschutz sowie Angebote in Politologie. Darüber hinaus leitet das Collegium 
Polonicum selbst ein TEM PUS-Projekt zur W eiterbildung von Stàdteplanem 
unter dem Titel „M odernes Stadtentwicklungsmanagement“ .
Finanziert werden die von der Viadrina betriebenen Projekte zu einem we- 
sentlichen Teil aus den Interreg-M itteln der Europàischen Union. Darüber hin­
aus hat das Bundesbildungsministerium einen Antrag der Universitàt zum Auf- 
bau eines Graduiertenprogramms inzwischen bewilligt, und das Land Branden- 
burg will am Collegium Polonicum ein Institut zur Osterweiterung der Europâi- 
schen Union einrichten. Die politische Absicherung des Collegium Polonicum 
soll mit Hilfe eines Staatsvertrages zwischen der Republik Polen und dem Land 
Brandenburg unter Beteiligung des Auswàrtigen Amtes der Bundesregierung 
erfolgen. Dazu wurden inzwischen die notwendigen Voraussetzungen und Ab- 
sprachen getroffen, so daB eine Unterzeichnung dieses für die Europa- 
Universitàt so wichtigen Dokumentes alsbald vollzogen werden kann.
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